
 
 

Hauptsatzung der Gemeinde Kollmoor 

(Kreis Steinburg) 

 
Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig Holstein wird nach Beschluss der Gemein-
deversammlung vom 21.02.2019 und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Steinburg folgen-
de Hauptsatzung für die Gemeinde Kollmoor erlassen: 
 

§ 1  
Wappen, Flagge, Siegel 

 
Die Gemeinde führt kein eigenes Wappen und keine Gemeindeflagge. 
 
 

§ 2 
Gemeindeversammlung 

 
(1) Die Gemeindeversammlung trifft die ihr nach den §§ 27 und 28 GO zugewiesenen Entschei-
dungen, soweit sie sie nicht auf die Bürgermeisterin/den Bürgermeister oder auf ständige Aus-
schüsse übertragen hat. 
 
(2) Die Gemeindeversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als 4 Bürgerinnen und Bürger an-
wesend sind.  

 

§ 3 

Bürgermeisterin, Bürgermeister 
 

(1) Die Wahlzeit der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sowie deren Stellvertretenden rich-
tet sich nach dem Gemeinde- und Kreiswahlgesetz. 
 
(2) Für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sowie deren Stellvertretenden gilt   
§ 40 Abs. 3 der Gemeindeordnung, wonach gewählt ist, wer die meisten Stimmen der Anwesen-
den erhält. 
 
(3) Die Abwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters bedarf der Mehrheit der Stimmen 
aller Bürgerinnen und Bürger. 
 
(4) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 
Aufgaben. 
 
(5)  Sie oder er entscheidet ferner über 
 
1. Stundungen bis zu einem Betrag von 500 €, sowie Niederschlagung und Erlass von Ansprü-

chen, soweit ein Betrag von 250,00 € nicht überschritten wird, 
2. die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, soweit ein Betrag von 

500,00 € nicht überschritten wird, 
3. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes ei-

nen Betrag von 750,00 € nicht übersteigt, 
4. die Veräußerung und die Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögens-

gegenstandes oder die Belastung einen Wert von 250,00 € nicht übersteigt, 
5. die unentgeltliche Veräußerung von Gemeindevermögen, Forderungen und Rechten bis zu ei-

nem Wert von 100,00 €, 
6. die Annahme von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert von 1.000,00 €, 



7. die Erteilung oder Versagung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem BauGB, 
8. die Ausübung der der Gemeinde nach der Landesbauordnung obliegenden Einvernehmenser-

klärungen und sonstigen Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte, 
9. die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem BauGB, soweit der im Grund-

stückskaufvertrag vereinbarte Wert 500,00 € nicht überschreitet, 
10. die Gewährung von Zuweisungen und Zuschüssen bis zu einem Betrag von 100,00 €, 
11. die Zustimmung als Träger von Wegebaulasten nach dem Telekommunikationsgesetz für die 

Durchführung von Baumaßnahmen. 
12.  die Einstellung von geringfügigen Beschäftigten, die befristet bis zu 6 Monaten beschäftigt 

werden sollen. 
 

§ 4 

Gleichstellungsbeauftragte 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes kann an den Sitzungen der Gemeindeversammlung und 
der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für nichtöffentliche Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und 
Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres Aufga-
benbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
 
 

§ 5 

Ständige Ausschüsse 
 

(1)  Der folgende ständigen Ausschuss nach § 45 Abs. 1 GO wird gebildet: 
 
Rechnungsprüfungsausschuss 

Zusammensetzung: 3 Mitglieder sowie 2 Stellvertreter/innen 

Aufgabengebiet:  Prüfung des Jahresabschlusses 
 
(2) Dem Ausschuss wird die Entscheidung über die Befangenheit seiner Mitglieder übertragen. 
 
 

§ 6 

Einwohnerversammlung 
 

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister kann eine Versammlung der Einwohnerinnen und 
Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindeversammlung, die Einberufung einer Einwohner-
versammlung zu verlangen, bleibt unberührt. 
 
(2) Für die Einwohnerversammlung ist eine Tagesordnung durch den Bürgermeister aufzustellen. 
Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt werden, wenn mindestens ein 
Drittel der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstanden ist. Zeit, Ort und Tagesord-
nung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu geben. 

 
(3) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder er kann 
die Redezeit auf bis zu 5 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur ordnungs-
mäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das Hausrecht 
aus. 
 
(4) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister berichtet in der Einwohnerversammlung über wichti-
ge Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und Einwohnern 
ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der Einwohner-
versammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und Vorschläge 
schriftlich festzulegen. Sie gelten mit der Stimmenmehrheit der anwesenden Einwohnerinnen und 
Einwohner als angenommen. Eine Abstimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Ge-
meindeangelegenheiten betreffen, ist nicht zulässig. 



 
(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift  
muss mindestens enthalten: 

1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung, 

2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner, 

3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren, 

4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 
Abstimmung. 

 
Die Niederschrift wird von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister und der Protokollführerin 
oder dem Protokollführer unterzeichnet. 
 
(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindeversammlung be-
handelt werden müssen, sollen dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorgelegt werden. 
 
 

§ 7 

Entschädigung 

 
(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister erhält nach Maßgabe der Entschädigungsverord-
nung eine Aufwandsentschädigung in Höhe von monatlich 165,00 €. 
 
Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister werden auf Antrag besonders erstattet: 
 
1. Bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke die zusätzlichen Aufwendungen für 

dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung; 
 
2. bei dienstlicher Benutzung eines privaten Fernsprechers die Kosten der dienstlich geführten 

Gespräche, die anteiligen Grundgebühren und bei erstmaliger Herstellung des Anschlusses 
nach Übernahme des Ehrenamtes die anteiligen Kosten der Herstellung. 

 
Der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters wird nach 
Maßgabe der Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Bürgermeisterin oder des Bürger-
meisters für ihre oder seine besondere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung ge-
währt, deren Höhe von der Dauer der Vertretung abhängt. Die Entschädigung beträgt für jeden 
Tag, an dem die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister vertreten wird, ein Dreißigstel der monat-
lichen Aufwandsentschädigung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Die Aufwandsent-
schädigung für die Stellvertretung darf die Aufwandsentschädigung der Bürgermeisterin oder des 
Bürgermeisters nicht übersteigen. 
 
(2) Die Mitglieder der Gemeindeversammlung erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Ge-
meindeversammlung und der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, ein Sitzungsgeld in Höhe von 
15,00 €. 
 
(3) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern und Mitglie-
dern der Gemeindeversammlung ist der durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehren-
amtliche Tätigkeit während der regelmäßigen Arbeitszeit entgangene Arbeitsverdienst aus unselb-
ständiger Arbeit auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe gesondert zu ersetzen. Ferner ist der auf 
den entgangenen Arbeitsverdienst entfallende Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung zu erstat-
ten, soweit dieser zu Lasten der oder des Entschädigungsberechtigten an den Sozialversiche-
rungsträger abgeführt wird. Sind die in Satz 1 genannten Personen selbständig, so erhalten sie für 
den durch die Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit während der re-
gelmäßigen Arbeitszeit entstandenen Verdienstausfall auf Antrag eine Verdienstausfallentschädi-
gung, deren Höhe je Stunde im Einzelfall auf der Grundlage des glaubhaft gemachten Verdienst-
ausfalls nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Der Höchstbetrag der Verdienstausfallentschä-
digung je Stunde beträgt 10,00 €. 



 
(4) Ehrenbeamtinnen und -beamte, ehrenamtlich tätige Bürgerinnen und Bürger und Mitglieder der 
Gemeindeversammlung, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen und nicht oder 
weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die durch das Ehrenamt oder die 
ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haushalt während der regelmäßigen Hausar-
beitszeit gesondert auf Antrag für jede volle Stunde der Abwesenheit eine Entschädigung. Der 
Stundensatz der Entschädigung beträgt höchstens 10,00 €. Auf Antrag sind statt einer Entschädi-
gung nach Stundensätzen die angefallenen notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt 
zu ersetzen. 
 
(5) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern und Mitglie-
dern der Gemeindeversammlung werden auf Antrag die nachgewiesenen Kosten einer durch die 
Wahrnehmung des Ehrenamtes oder die ehrenamtliche Tätigkeit erforderlichen entgeltlichen Be-
treuung von Kindern, die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, oder pflegebedürftiger 
Angehöriger gesondert erstattet. Dies gilt nicht für Zeiträume, für die entgangener Arbeitsverdienst 
aus unselbständiger Arbeit oder Verdienstausfallentschädigung nach Absatz 3 oder eine Entschä-
digung nach Absatz 4 gewährt wird. Der Stundensatz für die Betreuung pflegebedürftiger Angehö-
riger beträgt höchstens 10,00 €. 

 
(6) Ehrenbeamtinnen und -beamten, ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen und Bürgern und Mitglie-
dern der Gemeindeversammlung ist für Dienstreisen Reisekostenvergütung nach den Regelungen 
der Entschädigungsverordnung zu gewähren. 
 
 

§ 8 

Verträge nach § 29 Abs. 2 GO 
 

Verträge der Gemeinde mit Bürgerinnen und Bürgern, der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeis-
ter und juristischen Personen, an denen Bürgerinnen und Bürger oder die Bürgermeisterin oder 
der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Gemeindeversammlung rechtsver-
bindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 250,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen 
von monatlich 25,00 € halten. 
 
 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 
 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 2.500,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-
gen monatlich 250,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-
schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. 

 

§ 10 

Veröffentlichungen 
 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel, die 
sich in der Dorfmitte zwischen Dorfstraße 4 und 5 befindet, bekannt gemacht.  
 

(2) Nach dem Baugesetzbuch erforderliche örtliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden 
zusätzlich ins Internet unter der Adresse www.amt-breitenburg.de eingestellt. Hierauf wird in der 
Bekanntmachungstafel, die sich in der Dorfmitte zwischen Dorfstraße 4 und 5 befindet, hingewie-
sen 
 
(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen in der Form des 
Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 
 
 



 
§ 11 

Inkrafttreten 
 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-
satzung vom 07.01.2002, zuletzt geändert am 29.03.2010 außer Kraft. 
 
Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 
des Kreises Steinburg vom 21.03.2019 erteilt. 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 
 
 
Kollmoor, den 03.04.2019 
 
                                                                                    gez. Gatzke 
 Bürgermeister 
 
 


